
Pressemitteilung

LandesSchülerRat Sachsen
kritisiert Anteil für Schulhausbau

im Sachsenfond als zu gering
Dresden, 23. Oktober 2025. Mit dem Sachsenfond möchte die Staatsregierung ein breit ange-

legtes Infrastrukturprogramm für den Freistaat Sachsen starten. Insgesamt umfasst der Sach-

senfond ein Volumen von 4,838 Milliarden Euro über zwölf Jahre. Für den kommunalen Schul-

hausbau sind davon rund 490 Millionen Euro vorgesehen.

Der LandesSchülerRat Sachsen (LSR) kritisiert diesen Anteil, im Hinblick auf den verabschiedeten

Landeshaushalt und die finanzielle Lage der Kommunen, als deutlich zu gering, um die dringend

notwendige Sanierung und Modernisierung der Schulen im Freistaat zu sichern.

»490 Millionen Euro für Schulhausbau mögen sich gut anhören. Setzt man aber diese Summe

mit den Bedarfen in den Kommunen und Landkreisen und den Kosten für Schulhausbau und

‑sanierungen in Relation, stellt man fest, dass 490 Millionen Euro für zwölf Jahre nur ein Trop-

fen auf dem heißen Stein sind«, erklärt Amy KIRCHHOFF, Vorsitzende des LSR Sachsen.

Im letzten Doppelhaushalt waren noch jährliche Förderungen von 200 Millionen Euro für Schul-

hausbau eingestellt. Diese waren und sind auch dringend nötig. Mit dem aktuellen Doppelhaus-

halt wurde dieser Posten gestrichen.

»Während in manchen Schulen die Fenster aus den Verankerungen fallen, der Putz von der

Wand bröckelt oder gravierende Sicherheitsmängel existieren, kürzt die Staatsregierung die Mit-

tel für Schulhausbau. Das ist zwangsläufig ein Widerspruch zum eigenen Anspruch eines breit

angelegten Infrastrukturprogrammes«, stellt KIRCHHOFF fest.

Weiter erklärt KIRCHHOFF: »Besonders Schüler:innen von Sachsens Oberschulen leiden unter

dem mangelnden Schulhausbau. So berichten einige von einsturzgefährdeten Wänden in ihren

Klassenzimmern und dadurch nicht mehr nutzbaren Tafeln.«

Der LSR fordert die Staatsregierung auf, die Bildungsinfrastruktur nachhaltig zu stärken und die

Kommunen finanziell so auszustatten, dass sie notwendige Investitionen in Schulbau und Sanie-

rung tätigen können.

»Die heutigen Schüler:innen sind die Zukunft des Freistaates. Bildung braucht Räume, die mo-

dernes Lernen ermöglichen. Wir erwarten vom Freistaat Antworten, wie er sicherstellen will,

dass unsere Schulen den Anforderungen der nächsten Generation gerecht werden. Dazu müs-

sen die Kommunen angemessen unterstützt werden«, so Kirchhoff abschließend.
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